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Was der Finma-Bericht verschweigt
Laut Ex-UBS-Topshot Antoni Stankiewicz beging die ehemalige UBS-Spitze keineswegs nur Unterlassungssünden

Zürich Das Presseteam der UBS 
erfuhr aus der Zeitung, dass ihr 
oberster Chef die Superboni 
seiner Kollegen bei der Credit 
Suisse verteidigte. Offenbar ohne 
Absprache mit der Kommuni­
kationsabteilung winkte er das 
Mini-Interview in der Zeitung 
«Sonntag» durch.

Unter Kommunikationsexper­
ten ist klar, dass er dies besser 
nicht getan hätte. Es ist nicht der 
einzige Sololauf des 66-jährigen 
CEOs. 

Gravierend war seine Aussage an 
der Jahresbilanzkonferenz im Fe­
bruar. Angesprochen auf die Boni 
für das abgelaufene Jahr, sagte er: 
«Es gab keine Einmischung von 
aussen oder vom Regulator. Die­
ser möchte informiert sein über 
die Bonustöpfe, und er wird auch 
informiert. Aber das ist alles.» Er 
sorgte damit für grosse Irritati­
onen in Bern. Finma-Präsident 
Eugen Haltiner konnte sich kaum 
erholen und erwog kommunika­
tive Gegenmassnahmen. 

Die Aussage Grübels war nicht 
richtig. Fakt ist: Die UBS musste 
sich dem Druck der Finma beu­
gen und nach Wochen intensiver 
Verhandlungen den Bonustopf 
von 4 auf 3 Milliarden Franken 
verkleinern. Zwar stellte sie eine 
Milliarde in Form aufgeschobener 
Boni bereit, doch es bleibt dabei: 
Die Finma machte Druck.  

Warum tätigte Grübel diese Aus­
sage vor versammelten Medien 
und Analysten? Offenbar wollte er 
dem Eindruck entgegentreten, 

dass die UBS in Lohnfragen am 
Gängelband der Finma geführt 
werde. Offenbar wollte er dieses 
wichtige Signal für Investoren und 
UBS-Beschäftigte im Ausland aus­
senden. Das war ihm so wichtig, 
dass er eine Provokation des Fin­
ma-Präsidenten in Kauf nahm. 

Diese Woche provozierte der 
UBS-Chef auch die Sozialdemo­
kratische Partei: Der «Blick» 
schrieb, dass die UBS-Spitze um 
ein Gespräch mit dem SP-Chef 
Christian Levrat bitte. Mit von der 

Partie solle auch Oswald Grübel 
sein. Grübel wusste nichts und 
liess umgehend durch seinen Chef­
sprecher dementieren: «Herr Grü­
bel hat das Gespräch mit der SP 
nicht gesucht und wird es auch 
nicht suchen.» Intern sei etwas 
schiefgelaufen. 

Eigentlich hätte Grübel das 
wissen sollen. Denn die Abteilung 
Public Policy, die für die Bezie­
hungen zur Politik zuständig ist, 
rapportiert seit rund zwei Wochen 
direkt an Oswald Grübel. Zuvor 

war die Abteilung Chefjurist 
Markus Diethelm unterstellt. 

Und zu einem weiteren Kom­
munikationsflop kam es diese Wo­
che. In einer vor Wochen ver­
schickten Mitteilung zu den Ab­
gangsmodalitäten für die Ex-Top­
manager Peter Kurer und Marcel 
Rohner war von «freiwilligen» 
Millionenzahlungen die Rede. Das 
war nicht richtig. Es gab Verpflich­
tungen der Bank. Die NZZ schrieb 
von einer unglücklich gelaufenen 
Kommunikation. � Beat Schmid

Oswald Grübel verärgerte Finma-Präsident Haltiner
Die Alleingänge des UBS-Chefs bezüglich Boni führen zu Irritationen und Kommunikationsflops

von lukas hässig

Zürich Der Untersuchungsbe­
richt der Finanzmarktaufsicht 
(Finma, vormals EBK) zum UBS-
Steuerbetrug hat die Verantwort­
lichen bisher vor Klagen ge­
schützt. Nun erhebt ausgerechnet 
die anti-etatistische «Weltwoche» 
den Berner Befund zum Beweis 
dafür, dass die Ex-UBS-Chefs kei­
ne «Verschwörung» gegen die 
USA geplant hätten. «Von einem 
vorsätzlich installierten ‹Betrugs­
system› kann laut EBK/Finma 
keine Rede sein», behauptet Chef­
redaktor Roger Köppel.

Laut Finma bestand der Fehler 
der UBS-Topleute einzig darin, 
Schutzmassnahmen «zu wenig  
energisch umgesetzt» zu haben, 
respektive es «dauerte» damit «zu 
lange». Dem widerspricht erstmals 
öffentlich ein Ex-Topshot der UBS. 
Antoni Stankiewicz war bis 2001 
für das Nord- und Südamerika-
Offshore-Geschäft zuständig.

Stankiewicz berichtete der Fin­
ma von einer Geschäftsleitungs­
sitzung des Private Banking im 
Frühsommer 2000. Vorsitzender 
war Georges Gagnebin, loyaler 
Mitstreiter von UBS-Übervater 
Marcel Ospel. Gagnebin habe 
Stankiewicz’ Antrag abgelehnt, 
«keine Neugeld-Akquisitionszie­
le» zu setzen, solange das US-Off­
shore-Geschäft nicht auf einer 
«tragfähigen Rechtsbasis» stehe.

«Gagnebin und seine GL-Kol­
legen begründeten dies mit einer 
neuen Doppelstrategie», sagt 
Stankiewicz der SonntagsZei­
tung. «Sie sagten, durch den Kauf 
der US-Grossbank Paine Webber 
und den geplanten Ausbau in 
den EU-Schwerpunktlän­
dern Deutschland, Frank­
reich, England, Italien 

und Spanien befinde sich die 
Bank in einer neuen Situation.»

Laut Stankiewicz sagte Gagne­
bin wörtlich: «Mit den Organisa­
tionen vor Ort können wir viel 
unauffälliger und unbehelligter 
das steuerneutrale Geschäft wei­
terhin akquirieren und betreuen.» 
Gagnebins Gefolgsmann Raoul 
Weil sagte laut Stankiewicz sogar: 
«Wir haben von Deutschland po­
litisch nichts zu befürchten, wir 
könnten mit unseren Kunden fast 
ein Kabinett bilden.»

Ein Schutzschild für riskante 
Offshore-Beratungen

«Steuerneutral» meinte das 
Geschäft mit unversteuerten 
Geldern ausländischer Kunden 
aus der Schweiz heraus. Dieses 
Offshore-Business unterlag vie­
lerorts strengen Vorschriften. US-
Gesetze untersagten Beratungen 
für Amerikaner, solange diese in 
ihrer Heimat weilten.

Gagnebin, Weil und ab 2001 
auch Marcel Rohner hätten somit 
geplant, die EU- und US-Präsenz 
der UBS als Schutzschild für ris­
kante Offshore-Beratungen zu 
nutzen. «Rohner und Weil setzten 
Gagnebins Doppelstrategie fort», 

sagt jedenfalls Stankiewicz. «Die 
beiden zogen nie den Stecker.»

Rohner und Weil stammten aus 
den Reihen des früheren Bank­
vereins, dessen Geschäftsmodell 
der Grossbank nach der Fusion 
mit der Bankgesellschaft imple­
mentiert wurde. Vom Bankverein 
stammte auch der Einsatz von 
Laptops für Kundenbesuche. Das 
habe es in der SBG nicht gegeben, 
sagt Stankiewicz.

Der Secure Travel Access Ser­
vice (Stas) stellte eine ausgeklügel­
te Plattform für das Schwarzgeld-
Geschäft dar. UBS-Informatiker 
entwickelten einen «Selbstzerstö­
rungsmechanismus» für den Fall, 
im Ausland damit aufzufliegen. 
Die Berater wurden geschult. «Al­
le Stas müssen beim Grenzüber­
tritt leer sein», hielt ein Workshop 
2006 fest. «Vorgeschlagen wird ei­
ne unverfängliche UBS-Präsenta­
tion für PC-Kontrollen.» Ab 2007 
wurde Stas zum Corpus Delicti für 
die US-Ermittler. 

Die Stas-Investitionen konnten 
laut Antoni Stankiewicz der ober­
sten Führungsetage nicht ver­
borgen bleiben. Ausbildung und 
Löschmechanismen seien nach 
2001 dazugekommen und «hatten 

sicher das Einverständnis der 
Geschäftsleitung».

Stankiewicz ging im Frühling 
2001 von Bord. «Ich habe diese 
Computer nicht gefördert, weil 
für mich Kundendaten auf exter­
nen Datenträgern ohne Zustim­
mung der Kunden eine Verlet­
zung des Bankkundengeheim­
nisses darstellten», sagt er.

Nach Stankiewicz’ Ausscheiden 
forderten andere Topmanager ei­
ne Risikoeindämmung für das US-
Geschäft. Das Qualified-Interme­
diary-Abkommen von 2001, das 
die Beratung von US-Kunden wei­
ter einschränkte, könnte «die Art 
und das Ausmass unseres Off­
shore-Geschäfts» offenlegen, be­
fürchteten sie und beantragten 
Ende 2001 Massnahmen. Doch 
die Spitzenleute Gagnebin, Roh­
ner, Weil und Martin Liechti 
hielten am alten Modell fest.

Unter Offshore-Chef Weil er­
folgte darauf die Wachstumspha­
se «Taste for Bucks», eine Initia­
tive mit dem Ziel, so viel Neugeld 

wie möglich von reichen Ausland­
kunden in die Bank zu locken.

Als Berater Bradley Birkenfeld 
das Betrugssystem lautstark kriti­
sierte, führte Chefjurist Peter Ku­
rer eine interne Untersuchung 
durch. Am 24. Mai 2006 teilte Ku­
rer Birkenfeld mit, dass mit «an­
gepassten Richtlinien» und «in­
tensivierten Schulungen und 
Kontrollen» das Ziel einer «qua­
litativ hochstehenden Rechtskul­
tur» erreicht werden soll.

Doch das geheime Computer­
system blieb ebenso in Betrieb 
wie Investmentempfehlungen per 
Telefon, Mail und Besuche in den 
USA, die gegen US-Gesetze ver­
stiessen.

Finma liess sich zum aktiven 
Player im UBS-Drama machen

Kurz nach der Birkenfeld-Affäre 
lehnten «oberste Manager der 
Bank» im Sommer 2006 einen 
Verkauf, Spin-off oder Abbau ab, 
«da dies zu teuer käme und zu viel 
schädliche Aufmerksamkeit er­
zeugen würde», wie US-Gerichts­
akten zeigen. Gemeint waren 
Marcel Rohner und Raoul Weil.

Die Finma schreibt hingegen, 
die gefundenen «Führungsschwä­

chen» würden keine «aufsichts­
rechtlichen Massnahmen» gegen 
oberste Chargen rechtfertigen. 
«Vielmehr muss sich die Bank als 
Ganzes, als komplexes Unterneh­
men, die Versäumnisse anrechnen 
lassen.» In den USA gilt Raoul 
Weil heute als Angeklagter auf 
der Flucht, in der Schweiz ist er 
ein Opfer des Systems.

Das passt ins Bild einer Finma, 
die sich zum aktiven Player im 
UBS-Drama machen liess. An 
einem Geheimtreffen am New 
Yorker Fed-Sitz gab die UBS am 
17. Oktober 2008 erstmals Mithil­
fe zu Steuerbetrug zu. Sofort ver­
langten die USA von der anwe­
senden Finma die entsprechenden 
Kundendaten. Verweise auf das 
Schweizer Bankgeheimnis hätten 
die Amerikaner «keinen Deut» 
mehr interessiert, sagt Urs Zulauf, 
Finma-Rechtschef, im Buch «Pa­
radies Perdu»*. «Die hatten ihren 
Auftrag und wollten ihn jetzt zu 
Ende führen.»

Vier Monate später lieferte die 
Finma 250 US-Kunden ans Mes­
ser und verletzte damit Schweizer 
Recht. Die UBS bekannte sich of­
fiziell schuldig der «Verschwö­
rung» mit dem Ziel, die «USA zu 
betrügen», und bezahlte eine Re­
kordbusse. Zum Deal konnte die 
Finma nur Hand bieten, wenn sie 
die UBS-Chefs in ihrem Bericht 
freisprach. Für Betrüger hätte sie 
niemals das Schweizer Bankge­
heimnis aufgeben können.

* «Paradies Perdu – Vom Ende des 
Schweizer Bankgeheimnisses» 

von Lukas Hässig erscheint 
nächste Woche im Verlag 
Hoffmann und Campe, 
Hamburg. Am 3. April 
publizierte «Das Maga-
zin» einen Vorabdruck


